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		Über dieses Buch

		Die Zentren der Macht sind in der modernen Geschichte zugleich Zentren der Propaganda. Die Mächtigen wollen ihr Bild in der Öffentlichkeit selber bestimmen. So hat sich das Pentagon, die mächtigste Militär-Zentrale der modernen Welt, auch zum mächtigsten Propaganda-Apparat entwickelt. Wohlversorgt mit Milliarden-Beträgen, nutzt es alle Techniken der Werbung und der Public Relations, beeinflußt die Massenmedien, stellt Spielfilme her, die der Zuschauer für künstlerische Produkte hält, lädt Journalistengruppen in Regimentsstärke auf Flugzeugträger und zum schmutzigen Krieg am Mekong ein. Presseagenturen, Zeitungen, Fernsehanstalten, nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern überall auf dem Globus, übernahmen, oft im guten Glauben, manchmal jedoch auch den wahren Charakter kennend, die Pentagon-Propaganda. Im Juni 1971 genügte ein einzelner, der Amerikaner Ellsberg, um dieses ganze weltweite Propaganda-Geflecht mit der Veröffentlichung der geheimen Pentagon-Papiere in der „New York Times“ zu zerreißen. Die staunende Welt erfuhr nun, daß sie in bezug auf den Vietnamkrieg übertölpeltes Opfer der Propaganda geworden war. Senator J. William Fulbright, der Vorsitzende des Ausschusses im amerikanischen Senat, hat schon in seinem Erfolgsbuch „Die Arroganz der Macht“ die Außenpolitik der Vereinigten Staaten aufs Schärfste kritisiert und gibt hier eine detaillierte Schilderung dieser Pentagon-Propaganda.
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1.  Das Starbird-Memorandum
Im September 1968 sandte der Staatssekretär für Angelegenheiten der Armee, Stanley R. Resor, zwei als „geheim“ eingestufte Memoranden an den damaligen Verteidigungsminister Clark M. Clifford. Das eine der beiden Memoranden stammte von Resor selbst; das andere, ein detailliertes, fünfzehn Seiten umfassendes Dokument, war von Generalleutnant Alfred D. Starbird zusammengestellt worden, dem „Manager“ des Sentinel-Systems, der ABM-Version (Anti Ballistic Missile) der Regierung Johnson. Beide Dokumente sprachen sich für ein koordiniertes und mit Hochdruck zu betreibendes Propaganda- und Public-Relations-Programm aus, das von verschiedenen Abteilungen der Bewaffneten Streitkräfte mit dem Ziel durchgeführt werden sollte, der amerikanischen Öffentlichkeit den ABM-Schutzwall schmackhaft zu machen.
Zu der Zeit hatte die Johnson-Administration gerade Schwierigkeiten bei ihrem Vorhaben, fünfzehn bis zwanzig Raketenabschußbasen im Land zu errichten, um die wichtigsten Städte der USA vor einem möglichen Angriff des kommunistischen China zu schützen. Beamte des Pentagon hatten begonnen, sich wegen der Reaktion der Öffentlichkeit Sorgen zu machen. Das Memorandum des Staatssekretärs für Angelegenheiten der Armee, Resor, spiegelte diese Besorgnis wider und stellte fest, daß in der Öffentlichkeit in bezug auf die Notwendigkeit eines derartigen Raketenabwehrsystems „Verwirrung herrsche“. „Ich halte es für erforderlich“, schrieb er, „daß die Armee ein zeitlich abgestuftes, an die Öffentlichkeit gerichtetes Programm durchführt, um Informationen zu liefern, die diese Verwirrung zerstreuen.“
General Starbird vermerkte, daß „in gewissen Kongreßkreisen, in Kreisen der Wissenschaft und in Interessengruppen in den Städten“ eine ablehnende Haltung gegen den ABM-Schutzwall bestehe. Zu den Gründen für die ablehnende Haltung im Kongreß und in der Wissenschaft – Gründe, die heute noch genauso gültig sind, wie sie es damals waren – gehörten Fragen nach der „technischen und operativen Durchführbarkeit und den Kosten sowie die Fragen komplexe Abrüstung, internationaler Rüstungswettlauf und nationale Prioritäten“. Bei Nennung der Gründe für die Ablehnung einiger Gemeinden war er weniger exakt, doch die genannten ließen immerhin ein verständliches Mißbehagen zahlreicher Staatsbürger darüber erkennen, atomare Sprengköpfe quasi direkt vor der Haustür zu haben.
Ursprünglich sollte das Programm die Öffentlichkeit nur von der Notwendigkeit überzeugen, daß Milliarden von Dollars für eine bestimmte Waffe auszugeben seien, aber sein Fernziel war es, in den Entscheidungsprozeß auf Kongreßbasis einzugreifen, wo komplexe Fragen ausländischer und einheimischer Prioritäten auf einer Ebene ausgetragen werden, die außerhalb der Kompetenz des Militärs liegt. General Starbirds Memorandum gibt zu erkennen, daß der ABM-Schutzwall nicht als der Weisheit letzter Schluß gilt und von vielen angesehenen und in technischen Fragen kompetenten Leuten bezweifelt wurde. Fast ein Jahr, nachdem die Armee mit ihrem Public-Relations-Programm begonnen hatte, die Öffentlichkeit mit dem Schutzwall vertraut zu machen, brachten neunundvierzig Mitglieder des Senats diese Zweifel zum Ausdruck, als sie sich gegen das abgeschwächte Schutzwall-System der Regierung Nixon, das sogenannte Safeguard-System, aussprachen.
Umfang und Intensität des Reklamefeldzugs für den Schutzwall übertraf alles, was das Militär in den vorhergegangenen Jahren auf die Beine gestellt hatte, um ein bestimmtes Waffenprogramm zu rechtfertigen. Seit der Auseinandersetzung um Zusammenfassung der drei Waffengattungen unter einer gemeinsamen Oberhoheit, in deren Verlauf die einzelnen Waffengattungen sich vehement für die Beibehaltung ihrer Selbständigkeit eingesetzt hatten, gab es eine Reihe ähnlicher Bemühungen. Jede kollidierte mit dem traditionellen System, Politik durchsichtig zu betreiben. Die ABM-Kampagne berührte beispielsweise das nationale Wohlergehen, die nationalen Interessen und nicht zuletzt die nationale Sicherheit unmittelbar. Ihre Einzelheiten wurden der Öffentlichkeit verheimlicht, und ihre Durchführung war teilweise so geplant, daß auch dann nicht erkennbar wurde, inwieweit die Armee ihre Finger im Spiel hat, als die Kampagne auf vollen Touren lief.
Nachdem die Resor- und Starbird-Memoranden an Minister Clifford weitergeleitet worden waren, vergingen fünf Monate, ehe ihre Existenz in der Öffentlichkeit bekannt wurde. Und selbst dann kam die Meldung nicht etwa aus dem Pentagon, sondern aus einer Zeitungsredaktion, der der Washington Post. Am 16. Februar 1969 brachte die Post auf der Titelseite einen Bericht von Philip Geyelin über die beiden Memoranden, in welchem er mitteilte, daß hochgestellte Armeeangehörige „eine außerordentlich verworrene und umfangreiche Kampagne“ durchzuführen beabsichtigten, um die US-Bürger und ihre Repräsentanten im Kongreß von der Notwendigkeit des ABM-Schutzwalls zu überzeugen. Die Zeitung bezeichnete die Kampagne am darauffolgenden Tag in einem Kommentar als „großangelegte ABM-Gehimwäsche“.
Die Kampagne hatte in der Tat viele Elemente einer „Gehirnwäsche“ in sich. Die Kritik aus Kongreß- und Wissenschaftskreisen war zum Ausdruck gebracht worden, und die Ablehnung in jenen beiden Städten, in denen die ersten Abschußrampen im Rahmen des Schutzwalls ausgebaut werden sollten, hatte sich vertieft.
Im September 1968 war es jedoch noch nicht zu einer Diskussion über Vor- und Nachteile der ABM-Waffen gekommen; niemand kannte die weitreichenden Auswirkungen einer solchen Entscheidung. Die Öffentlichkeit insgesamt war relativ uninformiert. Der Zeitplan des Pentagon war – vom Standpunkt eines Werbefachmannes aus betrachtet – gut; das Ziel – die öffentliche Meinung unter Einsatz aller Waffen aus dem Propaganda-Arsenal des Pentagon zu manipulieren und damit letztlich den Kongreß in einer Angelegenheit von derartiger Bedeutung in seiner Entscheidung zu beeinflussen – war keineswegs gut.
Eine solche Behandlung der Legislative ist nicht neu; das zeigen unsere Engagements in Vietnam, Laos und Kambodscha. Seit den fünfziger Jahren, also seit wir von einer Krise in die andere gestolpert sind, ist die konstitutionelle Verantwortlichkeit des Kongresses durch die Aufsplitterung der Macht unter dem Präsidenten, den Vereinigten Stabschefs (Joint Chiefs of Staff) und dem Außenministerium in gefährlichem Maße untergraben worden.
Da man die nationale Sicherheit nun einmal fortgesetzt bedroht sieht, ist es kaum überraschend, daß das Militär zu einem aktiven und mächtigen Partizipanten am Prozeß der politischen Entscheidungen geworden ist. Da sie eine Disziplin, Einmütigkeit und Überzeugungsstärke geltend machen können, die unter zivilen Staatsdienern nur selten anzutreffen ist, haben die Fähigsten und Energischsten unter den Ranghöchsten der Streitkräfte einen Einfluß auf unsere nationale Politik gewonnen, der zu ihrer zahlenmäßigen Stärke in keinem Verhältnis steht. Es ist zwar verständlich, daß die Armee dazu ausersehen wurde, die Kampagne für das Schutzwall-System zu organisieren und energisch durchzuführen, aber dennoch falsch – nachdem ich von der Armee Kopien der Resor- und Starbird-Memoranden zur Einsicht erhalten hatte, bin ich erst dahinter gekommen, wie falsch es war.
Das Memorandum von Resor umreißt, welche Aktivitäten die Armee entfalten soll. Zuerst, so rät es, sollte mehr Nachrichten- und Fotomaterial über die Raketen des Typs Sprint und Spartan veröffentlicht werden, jener Raketen also, die für das Schutzwall-System vorgesehen waren; daran anschließend noch nicht veröffentlichtes Material über Testserien dieser Raketentypen auf der Kwajalein-Raketenabschußbasis in der Südsee. Fernsehstationen sollten Filmausschnitte darüber erhalten. Verleger, Berichterstatter und Rundfunkjournalisten sollten eingeladen werden, zu den Raketenabschußbasen Kwajalein und White Sands in New Mexico zu kommen, um sich Testserien direkt anzusehen. Es sollten „Informations-Mappen“ an die Presse verteilt werden, damit auf Kritik besser entgegnet werden könnte. Ein komplettes, teures Modell einer Schutzwall-Anlage sollte gebaut und in all jenen Orten gezeigt werden, die als Standorte für derartige Basen vorgesehen waren. Armeesprecher sollten herumreisen und vor städtischen, patriotischen und technischen Gruppen sprechen. Vertreter des Schutzwall-Programms sollten örtliche Verleger, Herausgeber und Rundfunkleute aufsuchen und ihnen das Vorhaben erläutern. Ähnliche Besuche sollten auch höheren Staats-, Stadt- und Regionalbeamten abgestattet werden. Und die Armee sollte außerdem „die Initiative ergreifen“ und dafür sorgen, daß alle Senatoren und Abgeordneten „betroffener Gebiete“ mit geheimen Kurzinformationen ausgestattet würden, ähnlich denen, die die Kongreßmitglieder aus den Gebieten um Boston und Seattle erhalten hatten, als die Errichtung von ABM-Abschußrampen in der Nähe dieser beiden Städte bekanntgegeben worden war und die dortige Bevölkerung Beschwerde erhob.
Ein besonders irritierender Abschnitt in Resors Memorandum war der Vorschlag, Wissenschaftler zur Propagierung des ABM-Schutzwalls heranzuziehen. „Verschiedene hochgeschätzte und angesehene Wissenschaftler der USA“, heißt es wörtlich bei Resor, „haben sich in Aufsätzen gegen das Schutzwall-System ausgesprochen.“ Einige von ihnen werden namentlich erwähnt: Hans Bethe, George Kistiakowsky und Jerome Weisner, die letzten beiden waren früher wissenschaftliche Berater der Präsidenten Eisenhower und Kennedy. Resors Liste hätte noch länger sein können, denn alle jene Männer, die als wissenschaftliche Berater der Präsidenten Kennedy und Johnson tätig gewesen waren, haben sich in bezug auf die Durchführbarkeit des ABM-Systems kritisch geäußert, ebenso wie einige, die einmal Chef der Abteilung für Forschung und Entwicklung im Verteidigungsministerium gewesen waren.
Resor fährt fort:
„Es ist von grundlegender Bedeutung, daß auf alle Fragen, die von diesen Opponenten aufgeworfen werden, eine Antwort gegeben wird, vorzugsweise von Wissenschaftlern, die nicht im Dienste der Regierung stehen.
Wir werden in Kürze Kontakt mit Wissenschaftlern aufnehmen, die mit dem Schutzwall-Programm vertraut sind und sich in der Lage sehen, bestimmte Artikel zu publizieren, die die technische Durchführbarkeit und Operationseffektivität des ABM-Systems betonen.
Wir werden diesen Wissenschaftlern alle nur mögliche Unterstützung zukommen lassen.“
Die Washington Post meinte dazu in ihrem Kommentar: „Was sollen wir von der nächsten gelehrten Abhandlung eines Wissenschaftlers halten? Wird es seine Arbeit oder die von General Starbird sein?“
Soweit ich weiß, sind keine eigens in Auftrag gegebenen Artikel veröffentlicht worden. Doch selbst wenn das nicht der Fall sein sollte, so ist die ins Auge gefaßte Möglichkeit, derartige Artikel im Auftrag und mit „aller nur möglichen Unterstützung“ von seiten des Staatssekretariats für Angelegenheiten der Armee schreiben zu lassen, um ein Waffensystem zu unterstützen, eine Perversion der wissenschaftlichen Methoden.
Der größte Teil des Starbird-Memorandums beschäftigte sich damit, Resors Projekt durch Detailangaben zu unterstützen und den „Zeitplan“ zur Durchführung des Projektes festzulegen. Es enthielt jedoch ebenfalls einige irritierende Vorschläge. Zum Beispiel: „Das Personal, das mit der Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit dem ABM-Schutzwall befaßt ist[1], wird mit jenen Industriezweigen, die mit dem Schutzwall-Programm zu tun haben, auf dem Gebiet der Public Relations zusammenarbeiten.“ Eine solche Zusammenarbeit hätte sich vermutlich leicht bewerkstelligen lassen und hätte dem Propaganda-Arsenal der Armee den gewaltigen Public-Relations-Apparat von Unternehmen mit Milliardenumsätzen hinzugefügt, deren Profite aus Rüstungsaufträgen stammen. Über diesen Teil des Programms schrieb Richard Rovers im New Yorker: „Das Militär … hat mehr Geld als irgend jemand sonst, und wenn zu seinen gewaltigen finanziellen Mitteln noch die der Industrie, mit der es Geschäfte macht, hinzukommen, dann verfügt es über alles Geld, über das man überhaupt verfügen kann.“ Natürlich wäre die Rolle der Armee in der Industrie-Werbung für den ABM-Schutzwall ebenso wenig sichtbar gewesen wie in den gelehrten, wohlwollenden Artikeln der zivilen Wissenschaftler.
General Starbird hat auch die Anweisung gegeben, ein bereits bestehendes Public-Relations-Programm der Armee – „Operation Understanding“ – zur Unterstützung des Schutzwall-Systems heranzuziehen. „Operation Understanding“ war jahrelang dazu benutzt worden, „zivile Führungspersönlichkeiten“ zur „Orientierung“ in Armeeflugzeugen zu Einrichtungen wie dem unterirdischen Zentrum und Hauptquartier des US-Luftabwehr-Kommandos für Nordamerika in Colorado Springs zu fliegen. Der Zweck dieser „Orientierung“ lag auf der Hand, wie aus dem Armeebericht aus Prä-Schutzwall-Tagen hervorgeht: „Eine Gruppe aus Ohio berichtete nach dem Besuch, daß die ‚Operation Understanding‘ eine große erzieherische Wirkung habe und fand es ärgerlich, daß … Wir ersuchen um die Unterstützung des Kongresses der Vereinigten Staaten für die Luftabwehr der US-Armee.“
General Starbirds Bemühungen gingen dahin, die Ingenieurvereinigungen einzuschalten, um von ihnen „Führungspersönlichkeiten aus Orten, die an potentielle Schutzwall-Basen angrenzen“ auswählen zu lassen, damit die „Operation Understanding“ ihnen ihre Behandlung angedeihen lassen kann. Die Raketenabschußbasis in White Sands, New Mexico, einer der beiden Orte, die Staatssekretär Resor zur Unterrichtung von Zeitungsleuten ins Auge gefaßt hatte, ersetzte fortan Colorado Springs auf der Angebotsliste für Besucher-Exkursionen. Im Jahre 1968 brachte die Armee 618 Personen dorthin, von denen mindestens zwei Drittel aus Gebieten kamen, die als potentielle Sentinel-Basen vorgesehen waren, wie ein Blick in die Berichte der Armee über Öffentlichkeitsarbeit zeigt.
Eine repräsentative Gruppe, die die Fahrt Fort Bliss–White Sands–Colorado Springs absolviert hat, bestand aus siebenundzwanzig Frauen aus dem nördlichen und zentralen New Jersey. Die Gruppe wurde zusammen mit einer Militäreskorte aus acht am Ort stationierten Offizieren der Nationalgarde – darunter ein Generalmajor samt Begleitung – am 30. Januar 1969 in Trenton von einer C-141-Transportmaschine der Luftwaffe an Bord genommen und drei Tage später wieder zu Hause abgesetzt.
„Es war eine tolle Zeit“, erinnerte sich kürzlich eine der Frauen, „und es war sehr lehrreich. Ich meine das nicht so, wie es sich vielleicht anhört; vielmehr meine ich, daß alles, was wir gesehen haben und was man uns erzählt hat, einen sehr positiven Anstrich hatte.“
Die Besucherin berichtet weiter, daß die Gruppe zuerst nach Fort Bliss gebracht worden sei, wo ihr das Hauptquartier und verschiedene Raketenmodelle gezeigt und Vorträge über deren Rolle bei der Verteidigung des Luftraumes gehalten worden wären. Es schloß sich eine Besprechung mit dem Kommandierenden General an, der anschließend ihr Gastgeber bei einer Cocktailparty gewesen wäre.
„Die Tour fand ungefähr zu der Zeit statt, als es in Boston wegen der Errichtung von Raketenbasen im Rahmen des Schutzwall-Programms zu Protesten gekommen war, und einige der Frauen stellten deswegen Fragen. Der Eindruck, den ich von den Antworten hatte, war: ‚Machen Sie sich keine Sorgen. Sie sind in guten Händen, solange die Armee sich um die Angelegenheit kümmert.“‘
Am nächsten Tag wurde die Gruppe im Bus zu dem siebzig Meilen entfernt gelegenen Testgelände von White Sands gefahren, um sich dort einige Raketenabschüsse anzusehen.
„Man schoß vier Raketen nach ausrangierten Flugzeugen, glaube ich, aber die flogen so hoch, daß wir nur die Explosionen erkennen konnten“, berichtet die Frau weiter. „Eine der Raketen kam von der vorgeschriebenen Flugbahn ab und mußte ‚vernichtet‘ werden, wie man uns sagte. Dieser Teil der Vorführung war nicht sehr überzeugend.“
Von Fort Bliss aus wurde die Gruppe zum NORAD-Hauptquartier in Colorado Springs gebracht, wo sie in den eindrucksvollen unterirdischen Anlagen mit weiteren Besprechungen konfrontiert wurde. („Ich hätte zu gerne mal gesehen, was sich hinter all den verschlossenen Türen verbirgt“, meinte unsere Besucherin.) Anschließend ging es wieder nach Trenton.
„Ich glaube, wir waren alle sehr beeindruckt von dem, was wir gesehen hatten“, sagte die Frau weiter. „Die ganze Sache lief wie am Schnürchen. Ich muß sagen, die Armee versteht was von Organisation.“
Obgleich nicht anzunehmen ist, daß alle Besucher, die nach White Sands kommen, ähnlich enthusiastisch reagieren wie die Gruppe aus Ohio, die den Kongreß um die Unterstützung der Luftabwehr ersucht hatte, sind sicherlich viele auf die Behandlung als VIP hereingefallen. Das Militär ist in bezug auf eine solche Behandlung sehr geschickt, und wenn es dann noch atemberaubende Raketenabschüsse und außerordentlich einseitig orientierte Kurzreferate dazu liefert, dann wundert man sich kaum, daß es damit die Zweifel der Gedankenlosen beseitigt.
Ein paar Tage nachdem die Sache mit den Resor- und Starbird-Memoranden an die Öffentlichkeit gedrungen war, wurde Verteidigungsminister Melvin R. Laird auf einer Pressekonferenz gefragt, ob das Pentagon eine „Propaganda“-Kampagne zur Durchsetzung des Sentinel-Programms durchführe. Minister Laird bestritt das energisch. Entgegen dem Dementi des Ministers enthüllen die Protokolle jedoch, daß die Armee im Februar 1969 eine eindeutige, von der vorhergehenden Regierung übernommene „Propaganda“-Kampagne durchgeführt hat.
Das Wort „Propaganda“ hat im gegenwärtigen Sprachgebrauch bis zu einem gewissen Grade die Bedeutung von: etwas verbergen wollen. Und es ist sicher, daß es in der Kampagne der Armee zur Durchsetzung des Sentinel-Systems eine Menge Verborgenes gab. Der Versuch, Wissenschaftler zur Unterstützung des Systems zu bewegen, die Allianz mit den Rüstungsunternehmen sowie andere Elemente des Projektes waren vor den Augen der Öffentlichkeit verheimlicht worden. Obgleich die Memoranden von Resor und Starbird keine im striktesten Sinne „geheimen“ Dokumente waren, trugen sie doch die Aufschrift „Nur für den Dienstgebrauch“. Dieser Stempel wird Papieren aufgedrückt, die innerhalb der Bürokratie bleiben sollen; doch ist dieser Stempel einem Dokument erst einmal aufgedrückt, dann ist die Chance, daß irgend jemand außerhalb dieser Bürokratie es zu sehen bekommt – es sei denn, er hätte ausdrücklich darum nachgesucht –, gleich null. Von solchen Papieren sagt man, sie seien „administrativ kontrolliert“.
Minister Laird schickte ein paar Wochen nach der Pressekonferenz, auf der er nach der Propaganda-Kampagne für das Sentinel-Programm gefragt worden war, ein Memorandum – und zwar ohne Geheimstempel – an die höchsten zivilen und militärischen Führungskräfte seines Ministeriums. Darin heißt es:
„Ich habe die Absicht, das Verteidigungsministerium alle seine Aktivitäten in einer durchschaubaren Art und Weise durchführen zu lassen, soweit sich das mit der Forderung nach Sicherheit vereinbaren läßt … Keine Information soll mehr geheimgehalten werden, nur weil ihre Veröffentlichung eventuell zu Kritik am Verteidigungsministerium führt … Unsere Verpflichtung, die Öffentlichkeit mit präzisen, zeitgemäßen Informationen über die wichtigsten Vorhaben im Verteidigungsministerium zu beliefern, wird bei manchen Gelegenheiten – und zwar sowohl innerhalb des Verteidigungsministeriums, als auch in Zusammenarbeit mit anderen Regierungsstellen – eine detaillierte Planung und Koordination der Information der Öffentlichkeit notwendig machen. Ich möchte jedoch mit Nachdruck darauf hinweisen, daß der alleinige Zweck einer derartigen Planung und Koordination darin besteht, den Informationsstrom auf seinem Weg in die Öffentlichkeit zu beschleunigen. Propaganda hat in den Programmen des Verteidigungsministeriums zur Information der Öffentlichkeit keinen Platz.“
Etwa um die gleiche Zeit, da er diese Anweisungen gab, erzählte Minister Laird dem Abgeordneten John E. Moss aus Kalifornien, dem Vorsitzenden des Senatsunterausschusses für Regierungsinformation, daß er gegen das Public-Relations-Programm für das Sentinel-System sei und daß es nicht durchgeführt werde. Die Exkursionen der „Operation Understanding“ zur White Sands-Basis gehen jedoch weiter, und Vertreter des North American Air Defense Command reisen noch immer im Lande umher und halten Reden für Safeguard, die ABM-Version Präsident Nixons. Die anderen Aspekte der Werbekampagne sind vom Ministerium inzwischen offenbar aufgegeben worden, obgleich das Schutzwall-Projekt noch längst nicht endgültig zu den Akten gelegt worden ist.
Auch nach Minister Lairds Anweisung, „keine Propaganda“ zu machen, hat mich die Tragweite der Kampagne des Pentagon für den Schutzwall weiterhin beunruhigt. Es gehört zu den Aufgaben des Militärs, die Exekutive und den Kongreß, in Fragen der nationalen Sicherheit zu beraten. Eine andere Sache ist es jedoch, eine konzertierte, sich über das ganze Land erstreckende Propaganda- und Public-Relations-Kampagne zu starten, um dadurch die Unterstützung der Öffentlichkeit und des Kongresses für ein Programm von durchaus zweifelhafter Wirksamkeit und von zweifelhaftem Wert zu erreichen. Wenn das Militär das Potential hatte, eine Kampagne vom Umfang und von der Kompliziertheit zu organisieren, wie sie im Starbird-Memorandum umrissen wurde, welche anderen Public-Relations-Programme hatte es dann außerdem noch laufen und wie weitreichend waren sie? Um darauf eine Antwort zu bekommen, haben meine Mitarbeiter detaillierte Fragebögen über die Public-Relations-Maßnahmen des Verteidigungsministeriums ausgearbeitet und an das Pentagon und die drei Waffengattungen verschickt.
Das Ergebnis dieser Aktion hat mich überrascht, denn ich hatte keine Ahnung, bis zu welchem Umfang sich das Pentagon mit Personal eingedeckt hat, um sich selbst und die drei Waffengattungen ins rechte Licht zu rücken. Jedes Mittel und jede Technik der kommerziellen Werbung werden angewendet, und darüber hinaus noch solche, die die kommerzielle Werbung sich nicht leisten kann – wie beispielsweise Kreuzfahrten auf Flugzeugträgern und Vorführungen der Feuerkraft durch Artillerie-Bataillone und Flugzeugstaffeln – alles wohlkalkuliert, die öffentliche Meinung zu formen und den Eindruck zu erwecken, Militarismus sei doch eine gute Sache.
Ein überaus beunruhigender Aspekt dieser verschiedenen Kampagnen war die dürftige Aufmerksamkeit, die ihre Enthüllung erregte sowie auch die mangelnde Reaktion der US-Bürger, die die Rechnung ja schließlich bezahlen müssen. Das ergebene Hinnehmen von Dingen, die das Militär betreffen, ist eine der verhängnisvollsten Entwicklungen, die die Vereinigten Staaten heute durchmachen.
Es kommt mir so vor, als hätten wir uns in peinlicher Weise an den Krieg gewöhnt. Im Verlauf von mehr als vierzehn der letzten achtundzwanzig Jahre haben wir irgendwo gekämpft; in den übrigen vierzehn Jahren sind wir bereit gewesen, fast überall zu kämpfen. Der Krieg und das Militär sind zu einem Teil unseres täglichen Lebens geworden – ebenso wie die Luftverschmutzung.
Gewalt ist unser bedeutendstes Produkt. Wir geben nahezu 80 Milliarden Dollar im Jahr für das Militär aus, eine Summe, die größer ist als die Gewinne, die die Geschäftswelt in diesem Lande im gleichen Zeitraum erzielt, oder – um einen anderen Vergleich anzustellen – fast so groß wie die gesamten Aufwendungen, die die Regierung in Washington, die Regierungen der einzelnen Bundesstaaten und die örtlichen Gemeinde- und Stadtverwaltungen für Gesundheitswesen, Erziehung, Altersversorgung und Pensionen, Wohnungsbau und Unterstützung der Landwirtschaft machen. Bis zur vergangenen Sitzungsperiode des Kongresses wurden diese Milliarden dem Militär zur Verfügung gestellt, ohne auch nur eine einzige Frage zu stellen.
Das Militär hat jahrelang in jenem Elysium des Werbefachmannes, dem Käufermarkt, operiert. Wie war das Klima, als man den Sentinel-Schutzwall zum erstenmal ins Gespräch brachte? Für viele Leute war er – genau wie heute Safeguard – weniger eine Waffe als ein Mittel zur Erhöhung des Wohlstands. Für den Unternehmer bedeutete er Gewinne; für den Arbeitnehmer neue Arbeitsplätze und die Aussicht auf höhere Löhne; für den Politiker eine neue Einrichtung oder ein Verteidigungssystem, die ihm die Möglichkeit boten, sich bei seinen Wählern beliebt zu machen. Durch Militärausgaben verdienen heute ungefähr zehn Prozent unserer Arbeitskräfte den Lebensunterhalt. Es gibt etwa 22000 große Rüstungsunternehmen und 100000 Zulieferer. In 363 von den 435 Wahldistrikten des Landes befinden sich Rüstungsfabriken und -einrichtungen. Bevor das Militär der breiten Öffentlichkeit seine Aufmerksamkeit zuwendet, hat es schon eine große Zuhörerschaft, die seine Botschaft voller Sympathie aufnimmt.
Millionen US-Bürger haben ein wohlbegründetes Interesse an den kostspieligen Waffensystemen, die unsere weltweiten militärischen Verpflichtungen erfordern, und sind damit im gleichen Maße wie die Generale und Industriebosse Teil des militärisch-industriellen Komplexes. Sie sind ihrerseits eine treibende Kraft für die endlose Fortführung dieser Verpflichtungen geworden und hatten indirekt Einfluß auf eine Politik der Waffenentwicklung, die die Vereinigten Staaten in einen sich immer mehr zuspitzenden Rüstungswettlauf mit der Sowjetunion getrieben und zum Hauptrüstungslieferanten in der Welt gemacht hat.
Ein Kriegsheld aus den Reihen der Seestreitkräfte und ehemaliger Befehlshaber der Marinecorps, der General David M. Shoup, hat gesagt: „Die USA sind zu einer militaristischen und aggressiven Nation geworden.“ Er könnte durchaus recht haben. Der Militarismus hat sich während der letzten dreißig Jahre regelrecht in unser Leben eingeschlichen. Vor dem Zweiten Weltkrieg haben wir niemals mehr als eine für Friedenszeiten ausreichende Armee unterhalten. Selbst im Jahre 1940, da Nazi-Deutschland sich schon über ganz Europa ausbreitete, lag die Gesamtzahl unserer Streitkräfte in allen Waffengattungen unter einer halben Million. Die Armee, zu der seinerzeit auch die Corps der Luftwaffe gehörten, besaß einen General und vier Generalleutnante. Im Oktober 1941, sechs Wochen vor Pearl Harbor, wurde die Erweiterung des Wehrpflichtgesetzes bei nur einer Ja-Stimme abgelehnt. Viele von denen, die gegen dieses Gesetz stimmten, haben es aus parteipolitischen Gründen getan, doch einige fällten ihre Entscheidung ganz sicher aus Gründen des Antimilitarismus. Heute stehen bei uns mehr als 3,5 Millionen Mann unter Waffen, und unter der Zivilbevölkerung leben fast 28 Millionen Veteranen der Bewaffneten Streitkräfte. Allein die Luftwaffe besitzt jetzt zwölf Vier-Sterne-Generale und zweiundvierzig Generalleutnante. Die amerikanische Öffentlichkeit hat sich so sehr an Krisen, Warnungen und Schlagworte gewöhnt, daß außer der Jugend nur wenige Menschen gegen das, was vorgeht, protestieren.
Die Situation ist so, daß Senator Allen J. Ellender aus Louisiana, wohl kaum ein Apostel der Neuen Linken, sich letztes Jahr genötigt fühlte, folgendes zu sagen:
„Seit nunmehr fast zwanzig Jahren sind viele von uns im Kongreß mehr oder weniger blind den militärischen Sprechern gefolgt. Einige haben sich vom Militär erobern lassen. Wir stehen kurz davor, zu einer Nation von Militärs zu werden.“
Der Militarismus, der unser Leben durchdrungen hat, verursacht profunde Veränderungen im Charakter unserer Gesellschaft und unserer Regierung – Veränderungen, die allmählich das demokratische Verfahren und die demokratischen Werte unterminieren.
Da wir in der letzten Generation mit einer Reihe von Herausforderungen durch dynamische, totalitäre Kräfte konfrontiert worden sind, haben wir uns veranlaßt gesehen, uns einige der Methoden unserer Widersacher anzueignen. Ich teile nicht die Ansicht, daß die amerikanische Furcht vor der sowjetischen und chinesischen Aggressivität generell paranoisch gewesen ist, aber ich glaube, daß dabei eine ganze Reihe von neurotischen Ängsten Ausdruck gefunden hat. Im Grunde geht es doch darum, daß das von uns verfolgte Ziel – nämlich die Erhaltung einer freien Gesellschaft – eine gewisse Art von Politik verbietet, auch wenn sie vielleicht aus taktischen Gründen angebracht wäre. Wir können keine Politik verfolgen, die in erster Linie auf Androhung oder Einsatz von Gewalt beruht, wenn wir uns nicht genau den Schaden zufügen wollen, vor dem wir uns im Falle unserer ausländischen Widersacher zu schützen suchen; denn eine Politik der Gewalt und der Vorrang, den man den Gewalt Ausübenden – den Militärs – einräumt, steht demokratischen Werten unmittelbar entgegen. Alexis de Tocqueville, dieser weiseste unter den Beobachtern der amerikanischen Demokratie, hat das so ausgedrückt:
„Krieg wandelt eine demokratische Gesellschaft nicht zwangsläufig in eine Militärdiktatur um; doch die demokratische Gesellschaft muß die Macht ihrer zivilen Regierung beständig und unermeßlich vergrößern; sie muß die Führung über alle Menschen und die Kontrolle über alle Dinge verstärkt in der Regierung konzentrieren. Wenn ein solcher Machtzuwachs nicht zu Despotismus führt, dann werden sich die Menschen durch die Kraft der Gewohnheit langsam daran gewöhnen.“[2]
In den von Senator Ellender genannten zwanzig Jahren sind wir nicht nur vom Militarismus infiziert worden, sondern zusätzlich von einem nicht weniger bösartigen Virus – der ideologischen Besessenheit in bezug auf den Kommunismus. Der Dampf, den der verstorbene Joe McCarthy im ganzen Land erzeugt hat, ist niemals so ganz abgelassen worden, und die Extremisten der Rechten benutzen ihn weiterhin, um die Haßgefühle, die sich im Laufe der Jahre angestaut haben, so kochend wie möglich zu halten. Diese Hitze und die von jenen Extremisten vertretenen Ideen führen leicht zu so trügerischen und simplen Lösungen wie: „Bombardiert Hanoi!“ oder „Vernichtet Castro!“ oder „Amerika: Lieb es oder verlasse es!“ Wenn wir uns nur stark genug auf den totalen Sieg über den Weltkommunismus konzentrierten und ihn ständig als Ziel im Auge behielten, so meinen diese Leute, wenn wir die subversiven Elemente – die wirklichen und die eingebildeten – im eigenen Land ausrotteten und unsere Verbündeten dazu anhielten, uns in allen weltpolitischen Angelegenheiten Folge zu leisten, dann wären alle unsere Probleme bald gelöst.
[...]
Anmerkungen
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1Dazu gehörten Vertreter der Chefs der Informationsabteilung der Armee, der Verbindungsabteilung zur Legislative, der Technikerabteilung, der Abteilung für Forschung und Entwicklung und des Stellvertretenden Stabschefs, Abteilung Operationen.


2Alexis de Tocqueville: „Die Demokratie in Amerika“, 2 Bde., Stuttgart (Deutsche Verlags-Anstalt) Bd. 2.
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